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(2) Die Berechnung des Ausgleichs für Schöffen, die Mit­
glieder von landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaf­
ten, gärtnerischen Produktionsgenossenschaften oder Produk­
tionsgenossenschaften auf dem Gebiet der Binnen-, See- und 
Küstenfischerei sind, erfolgt auf der Grundlage der festge­
legten täglichen Arbeitszeit, multipliziert mit den entspre­
chenden Vergütungssätzen in Arbeitseinheiten bzw. bei 
Geldvergütung in Mark je Stunde.

(3) Die Berechnung des Ausgleichs für Schöffen, die Mit­
glieder von Produktionsgenossenschaften des Handwerks so­
wie anderer sozialistischer Produktionsgenossenschaften sind, 
erfolgt gemäß § 1.

(4) Im Ausnahmefall können auf Antrag der Produktions­
genossenschaft bzw. der kooperativen Einrichtung der Land­
oder Forstwirtschaft die für den Ausgleich aufgewandten 
Mittel vom Gericht ganz oder teilweise aus dem Staatshaus­
halt erstattet werden.

§3
(1) Schöffen, die selbständige Handwerker, Kommissions­

händler, Gewerbetreibende oder sonstige selbständig bzw. 
freiberuflich Tätige sind, erhalten für die Zeit der Ausübung 
der Schöffentätigkeit für den Ausfall an Nettoeinkommen, 
vom Gericht eine Entschädigung aus dem Staatshaushalt.

(2) Die Berechnung der Entschädigung erfolgt auf der 
Grundlage des Nettoeinkommens des letzten Kalenderjahres. 
Dazu ist der letzte Steuerbescheid vorzulegen. Die Entschä­
digung kann bis zu 10 M je Stunde, im Höchstfall 80 M täg­
lich betragen. Kann ein Nachweis nicht geführt werden, so 
hat das Gericht die Entschädigung unter Berücksichtigung 
aller hierfür erheblichen Umstände festzusetzen. In diesem 
Fall darf die Entschädigung höchstens 40 M für jeden Tag 
betragen.

§4
Nichtberufstätige Schöffen erhalten für ihre persönlichen 

zusätzlichen Aufwendungen vom Gericht eine Entschädigung 
von 7 M für jeden Tag der Ausübung des Schöffenamtes aus 
dem Staatshaushalt; darüber hinausgehende Aufwendungen, 
insbesondere für eine notwendige Vertretung im Haushalt, 
können in angemessenem Umfang erstattet werden.

§5
(1) Die Ausübung des Schöffenamtes, für die ein Ausgleich 

oder eine Entschädigung gezahlt wird, umfaßt auch die Teil­
nahme an Schöffenschulungen, Schöffenkonferenzen und son­
stigen Veranstaltungen für Schöffen.

(2) Beträgt die Zeit für die Ausübung des Schöffenamtes 
einschließlich An- und Abreise an einem Tag nicht mehr als 
4 Stunden, so ist ein halber Tagessatz zu zahlen.

II.

Entschädigung für Zeugen 

§ 6  ‘

(1) Werktätige, die in einem Arbeitsrechtsverhältnis stehen 
und vor Gericht als Zeuge geladen werden, erhalten für die 
Zeit ihrer Freistellung eine Entschädigung in Höhe des 
Nettodurchschnittslohnes vom Gericht aus dem Staatshaus­
halt. Die Berechnung des Nettodurchschnittslohnes erfolgt 
nach der Verordnung vom 21. Dezember 1961 über die Be­
rechnung des Durchschnittsverdienstes und über die Lohn­
zahlung (GBl. II Nr. 83 S. 551) in der Fassung der Zweiten 
Verordnung vom 27. Juli 1967 (GBl. II Nr. 73 S. 511). Jede 
angefangene halbe Stunde wird voll gerechnet. Wird durch 
den Betrieb für die Zeit der Freistellung ein Ausgleich in

Höhe des Dürchschnittslohnes gewährt, besteht kein An­
spruch auf Entschädigung durch das Gericht.

(2) Unabhängig davon, ob der Zeuge eine Entschädigung 
vom Gericht erhält oder nicht, ist der auf die Zeit der Wahr­
nehmung des Termins entfallende Teil der Lohn- oder Ge­
haltsforderung vom Gericht dem Kostenschuldner als Aus­
lage des Staatshaushalts in Ansatz zu bringen. Das gilt nicht, 
wenn Kostenschuldner und Lohnschuldner identisch sind. 
Die als Auslagen vereinnahmten Beträge verbleiben dem 
Staatshaushalt auch dann, wenn durch das Gericht keine 
Entschädigung gezahlt wurde.

(3) Die Berechnung der Entschädigung nach Abs. 1 und 
der anteiligen Lohn- oder Gehaltsforderung nach Abs. 2 er­
folgt auf der Grundlage einer beim Gericht vorzulegenden 
Verdienstbescheinigung.

§7
(1) Mitglieder sozialistischer Produktionsgenossenschaften, 

die vor Gericht ais Zeuge geladen werden, erhalten für die 
versäumte Arbeitszeit vom Gericht eine Entschädigung aus 
dem Staatshaushalt. Die Berechnung der Entschädigung er­
folgt
— für Mitglieder von landwirtschaftlichen’ Produktionsge­

nossenschaften, gärtnerischen Produktionsgenossenschaften 
oder Produktionsgenossenschaften auf dem Gebiet der 
Binnen-, See- und Küstenfischerei gemäß § 2 Abs. 2,

— für Mitglieder von Produktionsgenossenschaften des Hand­
werks sowie anderer sozialistischer Produktionsgenossen­
schaften auf der Grundlage der durchschnittlichen Ar­
beitsvergütung des letzten Kalenderjahres.

Die Höhe des Einkommens bzw. der Vergütung ist von der 
Genossenschaft zu bescheinigen.

(2) Selbständige Handwerker, Kommissionshändler, Ge­
werbetreibende oder sonstige selbständig bzw. freiberuflich 
Tätige, die vor Gericht als Zeuge geladen werden, erhalten 
für die versäumte Arbeitszeit eine Entschädigung von 4 M 
für jede Stunde.

(3) Für einen Verhandlungstag darf höchstens eine Ent­
schädigung für- 8 Stunden Arbeitszeit gezahlt werden. Jede 
angefangene halbe Stunde wird voll gerechnet.

§ 8

Aufwendungen der nichtberufstätigen Zeugen, insbeson­
dere für eine notwendige Vertretung im Haushalt, können 
in angemessenem Umfang erstattet werden.

III.
Entschädigung für die Erstattung von Gutachten 

und für Dolmetscher und Übersetzer

§ 9

(1) Staatlichen und wirtschaftsleitenden Organen, volks­
eigenen Kombinaten und Betrieben sowie wissenschaftlichen 
Einrichtungen (nachstehend Betriebe genannt), die auf Er­
suchen des Gerichts Gutachten erstatten, werden auf Antrag 
die dadurch entstehenden Kosten vom Gericht vergütet.

(2) Werden in Ausnahmefällen andere Sachverständige 
vom Gericht mit der Erstattung eines Gutachtens beauftragt, 
so erhalten sie eine Entschädigung nach den für den entspre­
chenden Fachbereich geltenden Gebühren- oder Honorarord­
nungen. Sachverständige, für deren Fachbereich keine be­
sonderen Gebühren- oder Honorarordnungen gelten, erhalten 
eine Entschädigung in Höhe von 5 bis 15 M für jede Stunde 
ihrer Tätigkeit. Die Einstufung des Schwierigkeitsgrades des


